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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Rat einigt sich auf neue Vorschriften für Quellensteuerverfahren (FASTER) 

Der Rat der Europäischen Union hat am 14. Mai 2024 eine Einigung (allgemeine 
Ausrichtung) über sicherere und schnellere Verfahren zur Entlastung von der 
Doppelbesteuerung erzielt. Dies wird dazu beitragen, grenzüberschreitende 
Investitionen anzukurbeln und Steuermissbrauch zu bekämpfen. 

Hintergrund 

Die Europäische Kommission hatte am 19. Juni 2023 einen Vorschlag für eine 
Richtlinie über schnellere und sicherere Verfahren für die Entlastung von 
überschüssigen Quellensteuern (FASTER-Richtlinie) vorgelegt 
(hierzu: Blogbeitrag vom 25. Juli 2023). 

Die sogenannte FASTER-Initiative zielt darauf ab, die Quellensteuerverfahren in 
der EU für grenzüberschreitend tätige Anleger, nationale Steuerbehörden und 
Finanzintermediäre wie Banken oder Investitionsplattformen sicherer und 
effizienter zu machen. 

Die Schwerpunkte der FASTER-Initiative: 

• Die Verfahren der Steuerentlastung nach DBA sollen künftig 
schneller, einfacher und zugleich sicherer werden 

• Eine gemeinsame digitale EU-Bescheinigung über die 
steuerliche Ansässigkeit 

• Schnellverfahren für die Erstattung von Quellensteuern 
• Standardisierte Meldeverfahren für Finanzintermediäre 

Ausblick 

Aufgrund der Änderungen, die der Rat während der Verhandlungen an der 
Richtlinie vorgenommen hat, wird das Europäische Parlament erneut zu dem 
vereinbarten Text angehört werden müssen.  

Der vereinbarte Text wird von den Rechts- und Sprachsachverständigen geprüft, 
und die Richtlinie muss dann vom Rat förmlich angenommen werden, bevor sie 
im Amtsblatt der EU veröffentlicht wird und in Kraft tritt. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Richtlinie bis zum 31. Dezember 2028 in 
nationales Recht umsetzen, die nationalen Vorschriften werden allerdings erst ab 
dem 1. Januar 2030 anwendbar. 

Fundstelle 

Rat der Europäischen Union,  Pressemitteilung vom 14. Mai 2024, mit weiteren 
Erläuterungen zu den genannten Schwerpunktthemen.   

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237969/update-eu-kommission-verbesserungsvorschlaege-fuer-quellensteuerverfahren-faster/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2024/05/14/taxation-council-agrees-on-new-rules-for-withholding-tax-procedures-faster/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 16. Mai 2024 

 
 
Aus § 3 Abs. 1 Nr. 1 SolZG 1995 n.F. ergibt sich kein Anspruch auf 
Festsetzung eines Anspruchs auf Auszahlung eines rechnerisch 
auf das Körperschaftsteuerguthaben (§ 37 Abs. 5 des KStG 2002 
n.F.) entfallenden Solidaritätszuschlags. § 3 SolZG 1995 n.F. ist 
nicht insoweit verfassungswidrig, als er keine Festsetzung eines 
Anspruchs auf Auszahlung eines Solidaritätszuschlagguthabens 
auf das Körperschaftsteuerguthaben (§ 37 Abs. 5 KStG 2002 n.F.) 
vorsieht (Abweichung vom Senatsbeschluss vom 10.08.2011, I R 
39/10, BStBl II 2012, 603). Das vor den Änderungen durch das 
SEStEG vom 07.12.2006 vorhandene 
"Solidaritätszuschlagsminderungspotential" stellt keine geschützte 
und dem Eigentumsbegriff des Art. 14 Abs. 1 des Grundgesetzes 
unterfallende Rechtsposition dar. 
Zum Urteil 
 
 
Ein Wirtschaftsgut, das eine Betriebsvorrichtung darstellt, kann 
nicht ohne das Grundstück mit aufstehendem Gebäude übertragen 
werden, wenn es sich dabei um einen wesentlichen Bestandteil 
dieses Grundstücks mit Gebäude handelt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für einen Duldungsbescheid gemäß § 191 Abs. 1 Satz 2 der 
Abgabenordnung fehlt es grundsätzlich an einem vollstreckbaren 
Schuldtitel im Sinne des § 2 des Anfechtungsgesetzes (AnfG), 
wenn der Anspruch aus dem Steuerschuldverhältnis erloschen ist. 
Im Falle einer Fiskalerbschaft bewirkt der Akzessorietätsgrundsatz 
des § 2 AnfG jedoch nicht, dass das Anfechtungsrecht erlischt und 
der Duldungsanspruch untergeht. Die Steuerschuld gilt in diesem 
Fall als fortbestehend. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 49/21 (I R 
39/10): Kein Anspruch 
auf Festsetzung eines 
Anspruchs auf 
Auszahlung eines 
Solidaritätszuschlaggut
habens auf das 
Körperschaftsteuergut
haben gemäß § 37 Abs. 
5 KStG 2002 n.F. 
 
24. Januar 2024 
 

Urteil IV R 24/21: 
Erweiterte Kürzung 
bei Vermietung eines 
Hotelgrundstücks 
 
 
 
 
 
 
 
11. Januar 2024 
 

 

 
Beschluss VII R 57/20: 
Auswirkung einer 
Fiskalerbschaft auf 
einen 
Duldungsbescheid 
 
 
 
 
 
 
24. April 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450071/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410088/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Beschluss III B 82/23: Keine Terminsverlegung wegen eines Kurzurlaubs 
"ins Blaue" 
22. April 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Wirksame Bekanntgabe einer Einspruchsentscheidung an einen 
Bevollmächtigten trotz Widerrufs der Vollmacht 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass ein 
Verwaltungsakt auch dann wirksam bekanntgegeben ist, wenn er an einen 
zunächst wirksam bestellten Bevollmächtigten übersandt wird, dessen Vollmacht 
allerdings, wie dem Finanzamt erst kurz nach der Absendung des 
Verwaltungsaktes angezeigt worden ist, bereits zuvor widerrufen worden war. 
Sachverhalt 
Die Klägerin hatte –nachdem ihr Einspruch gegen einen Steuerbescheid vom 
Finanzamt mit einer Einspruchsentscheidung zurückgewiesen worden war– Klage 
beim Finanzgericht Münster erhoben. 
Das Finanzamt hatte die Einspruchsentscheidung zunächst an den ihr von der 
Klägerin benannten Bevollmächtigten gesandt. Dieser schickte die 
Einspruchsentscheidung an das Finanzamt zurück und teilte mit, seine Vollmacht 
sei zwischenzeitlich widerrufen worden. Daraufhin wurde die 
Einspruchsentscheidung zeitnah an die Klägerin gesandt, die jedoch erst Monate 
später selbst Klage erhob. 
Ob die Klage fristgerecht erhoben und damit zulässig war, hing davon ab, ob die 
Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung an den ursprünglichen 
Bevollmächtigten der Klägerin wirksam war. 
Grundsätzlich kann die Bekanntgabe eines Steuerbescheids oder einer 
Einspruchsentscheidung sowohl an den Steuerpflichtigen als auch an den 
Bevollmächtigten erfolgen. Letzteres gilt aber nur so lange wie das Finanzamt von 
einer wirksamen Bevollmächtigung ausgehen darf. 
Entscheidung des BFH  
Das Finanzgericht und der BFH bejahten eine wirksame Bekanntgabe an den 
ehemaligen Bevollmächtigten und sahen die Klage der Klägerin daher als 
unzulässig an. 
Die Einspruchsentscheidung sei dem Bevollmächtigten wirksam bekanntgegeben 
worden, da das Finanzamt nach Aktenlage bis zu der Absendung der 
Einspruchsentscheidung von einer wirksamen Vollmacht ausgehen durfte. 
Die Mitteilung des Widerrufs der Vollmacht, die erst nach der Absendung der 
Einspruchsentscheidung erfolgt sei, stehe dem nicht entgegen, da für die 
wirksame Bekanntgabe an den Bevollmächtigten nur auf den Kenntnisstand des 
Finanzamts zum Zeitpunkt der Absendung abzustellen sei. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450076/
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Fundstelle 
BFH, Urteil vom 8. Februar 2024 (VI R 25/21), veröffentlicht am 10. Mai 2024, vgl. 
die Pressemitteilung 024/24. 
 
Lohnsteuerpauschalierung bei Betriebsveranstaltungen, die nicht allen 
Betriebsangehörigen offenstehen 
Nach der ab dem Veranlagungszeitraum 2015 geltenden Legaldefinition in § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) kann eine 
Betriebsveranstaltung auch dann vorliegen, wenn sie nicht allen Angehörigen 
eines Betriebs oder eines Betriebsteils offensteht. Das Tatbestandsmerkmal 
Betriebsveranstaltung in § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG entspricht der 
Legaldefinition in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin veranstaltete im Jahr 2015 in eigenen Räumlichkeiten eine 
Weihnachtsfeier, zu der nur die Vorstandsmitglieder eingeladen waren. Die von 
ihr hierfür aufgewendeten Kosten betrugen insgesamt 8.034 €. 
Darüber hinaus richtete die Klägerin im selben Jahr eine Weihnachtsfeier für 
Mitarbeiter aus, die zum sogenannten oberen Führungskreis beziehungsweise 
Konzernführungskreis gehörten. Dabei handelte es sich um Mitarbeiter, die eine 
bestimmte Karrierestufe erreicht hatten, aber keinen eigenständigen Betriebsteil 
bildeten. Für diese Veranstaltung wendete die Klägerin insgesamt 168.439 € auf. 
Die ihren Vorstandsmitgliedern und dem Führungskreis mit den jeweiligen 
Weihnachtsfeiern zugewandten Vorteile unterwarf die Klägerin nicht dem 
Lohnsteuerabzug. 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, die Klägerin habe die Lohnversteuerung 
zu Unrecht unterlassen. Die beantragte Lohnsteuerpauschalierung könne nicht 
gemäß § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) mit einem 
Pauschsteuersatz von 25 % erfolgen. Denn der Begriff der Betriebsveranstaltung 
setze ungeachtet der Einfügung einer Legaldefinition in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a 
Satz 1 EStG mit Wirkung vom 01.01.2015 weiterhin voraus, dass die Teilnahme 
an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern des Betriebs oder des Betriebsteils 
offenstehe. Entsprechend dieser Rechtsauffassung erließ das Finanzamt einen 
Nachforderungsbescheid. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Köln hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Das Finanzgericht hat zu Unrecht entschieden, dass die Klägerin den Arbeitslohn, 
den sie ihren Vorstandsmitgliedern und den Führungskräften mit der Teilnahme 
an den Weihnachtsfeiern als Sachbezug zugewandt hat, nicht gemäß § 40 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 EStG mit einem Pauschsteuersatz von 25 % versteuern kann. 
Entgegen der Rechtsauffassung der Vorinstanz handelt es sich bei den 
Weihnachtsfeiern des Vorstands und der Führungskräfte jedoch um 
Betriebsveranstaltungen im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG. 
Dass die Veranstaltungen nicht allen Betriebsangehörigen offenstanden, steht 
dem nicht entgegen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/wirksame-bekanntgabe-einer-einspruchsentscheidung-an-einen-bevollmaechtigten-trotz-widerrufs-der-vollmacht/


6 

Betriebsveranstaltungen sind nach der mit Wirkung zum 01.01.2015 durch das 
Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften eingefügten Legaldefinition in § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene mit 
gesellschaftlichem Charakter. 
Bis zu der gesetzlichen Neuregelung hat der erkennende Senat in ständiger 
Rechtsprechung unter den Begriff der Betriebsveranstaltung nur Veranstaltungen 
auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem Charakter subsumiert, bei denen 
die Teilnahme grundsätzlich allen Betriebsangehörigen offenstand (z.B. BFH, 
Urteile vom 16.05.2013, VI R 94/10, BStBl II 2015, 186, Rz 18 und vom 
16.05.2013, VI R 7/11, BStBl II 2015, 189, Rz 19). 
Das bisherige Begriffsverständnis des Senats greift § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a 
Satz 1 EStG jedoch nur teilweise auf. So hat das auf der Rechtsprechung des 
Senats gründende Tatbestandsmerkmal des Offenstehens in der gesetzlichen 
Legaldefinition der Betriebsveranstaltung keinen Niederschlag gefunden. Diese 
Voraussetzung findet sich (nunmehr) vielmehr in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 3 
EStG und steht damit nur noch in Verbindung mit der Gewährung des Freibetrags 
in Höhe von 110 €. 
Unter Heranziehung des Wortlauts des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG 
setzt eine Betriebsveranstaltung ab dem Veranlagungszeitraum 2015 mithin nur 
noch eine Veranstaltung auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem Charakter 
voraus. Eine Veranstaltung, an der -wie im Streitfall an den 
Weihnachtsfeiern- ausschließlich Beschäftigte des Betriebs und deren 
Begleitpersonen teilnehmen können, ist vom Wortsinn her eine solche 
Betriebsveranstaltung, auch wenn diese Veranstaltung nicht allen Angehörigen 
eines Betriebs offensteht. 
Davon geht offensichtlich auch die Finanzverwaltung aus und sieht 
Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem Charakter --wie 
beispielsweise Betriebsausflüge, Weihnachtsfeiern und Jubiläumsfeiern-- als 
Betriebsveranstaltungen an, wenn der Teilnehmerkreis sich überwiegend aus 
Betriebsangehörigen, deren Begleitpersonen und gegebenenfalls 
Leiharbeitnehmern oder Arbeitnehmern anderer Unternehmen im 
Konzernverbund zusammensetzt. Ein Offenstehen der Veranstaltung für alle 
Beschäftigten wird anders als in den bis zum Veranlagungszeitraum 2014 
geltenden Lohnsteuer-Richtlinien R 19.5 Abs. 2 Satz 1 nicht mehr gefordert (vgl. 
BMF, Schreiben vom 14.10.2015, BStBl I 2015, 832, unter 1.). 
Die Gesetzessystematik bestätigt die Wortlautauslegung. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1a Satz 3 EStG nimmt das früher von der Rechtsprechung für die Definition der 
Betriebsveranstaltung herangezogene Tatbestandsmerkmal des Offenstehens 
auf, stellt es jedoch in einen anderen Kontext. Nunmehr ist das Offenstehen für 
alle Angehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils ausschließlich 
Tatbestandsvoraussetzung für die Gewährung des Freibetrags von 110 € und 
kann daher nicht als (ungeschriebenes) einschränkendes Kriterium des 
Betriebsveranstaltungsbegriffs im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 
EStG herangezogen werden. Die historische Auslegung steht dem nicht 
entgegen. 
Schließlich gebieten auch Sinn und Zweck der Vorschrift kein vom Wortlaut 
abweichendes Verständnis des Begriffs der Betriebsveranstaltung. Die 
Neuregelung in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG dient der Steuervereinfachung 
und insbesondere auch der Überschreibung der früheren Senatsrechtsprechung 
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

zur Bewertung der Leistungen nach § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG (hierzu vgl. 
BFH,Urteile vom 16.05.2013, VI R 94/10, BStBl II 2015, 186, Rz 19 ff. und vom 
16.05.2013, VI R 7/11, BStBl II 2015, 189, Rz 21 ff.), nach der Gemeinkosten 
insbesondere für den äußeren Rahmen einer Veranstaltung ebenso wenig zu 
einem geldwerten Vorteil des Arbeitnehmers führten wie Zuwendungen an 
dessen Begleitpersonen. 
Das Tatbestandsmerkmal der Betriebsveranstaltung in § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
EStG ist entsprechend der Legaldefinition des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 
EStG auszulegen. Der Zweck des § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG erfordert 
vorliegend keine andere, normspezifische Auslegung des Tatbestandsmerkmals 
der Betriebsveranstaltung. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 27. März 2024 (VI R 5/22), veröffentlicht am 10. Mai 2024. 
 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
  
PV-Anlagen: Ertragsteuerliche und umsatzsteuerliche Aspekte 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 

Terminplaner 
  
Transfer Pricing Breakfast 
Präsenzveranstaltung, 29.5.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/TP-Breakfast
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410082/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/243253/strg-tax-der-podcast-fuer-die-besteuerung-der-oeffentlichen-hand-pwc-deutschland/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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